
Arbeitsrecht
Art. 15 und 17 der Verfassung; §§ 242, 354, 615 BGB; 

§ 13 KündVO vom 7. Juni 1951 (GBl. S. 550) in der 
Fassung der ÄnderungsVO vom 17. Mai 1956 (GBl. I
S. 485); § 22 Buchst, e der VO über die Pflichten und 
Rechte der Mitarbeiter der staatlichen Verwaltungs­
organe — Disziplinarordnung *- (DO) vom 10. März 1955 
(GBl. I S. 217).

Der nach der DO Entlassene ist ebenso wie der nach 
der KündVO Gekündigte oder Entlassene jedenfalls 
dann verpflichtet, sich um andere zumutbare Arbeit zu 
bemühen, wenn sein erster Rechtsbehelf — bei Kündi­
gung oder Entlassung nach der KündVO durch Urteil 
des Kreisarbeitsgerichts, bei Entlassung nach der DO 
durch Entscheidung der für die Beschwerde zuständigen 
Stelle •— abgewiesen ist.

Für die Beurteilung der Zumutbarkeit kommen die 
Art der zu leistenden Arbeit, das Maß der hierfür erfor­
derlichen Kenntnisse, u. U. die größere oder geringere 
Selbständigkeit, die Entfernung der Arbeitsstelle vom 
Wohnsitz, aber auch die Höhe des Gehalts und die seit 
der Entfernung aus dem Betrieb verstrichene Zeit in 
Betracht.

OG, Urt. vom 1. September 1958 — 2 Za 8/58.
Die Vorsitzende des Rates des Kreises H. sprach am 

16. August 1955 gegen den jetzigen Kläger auf Grund des 
§ 22 Buchst, e DO die Disziplinarstrafe des Funktions­
entzugs „mit Wirkung vom 1. September 1955“ aus. Diese 
Entscheidung wurde erst am 18. August 1955 schriftlich 
niedergelegt. Zur Begründung wurde dabei auf den bei­
gefügten Durchschlag eines in einem Arbeitsgerichtsprozeß 
gegen den Entlassenen edngeredchten Schriftsatzes verwie­
sen. Die rechtzeitig eingereichte Beschwerde des Entlas­
senen wies der Gesamtrat am 4. Oktober 1955 zurück. Eine 
Aufsichtsbeschwerde hatte keinen Erfolg. Dagegen hob der 
Rat des Kreises auf Einspruch des Staatsanwalts nach § 13 
StAG, der darauf hdnwdes, daß nur fristlose Entlassung, 
nicht aber fristgemäße Kündigung als Disziplinarstrafe 
zulässig und der Vorschrift des § 29 DO über die schrift­
liche Niederlegung der Disziplinarstrafe nicht genügt sei, 
am 24. Juni 1956 den Ddsziplinarbeschluß auf. Unter dem 
26. Juli 1956 kündigte der Rat des Kreises dem Kläger, der 
einige ihm inzwischen angebotene Arbeitsplätze abgelehnt 
hatte, das Arbeitsrechtsverhältnis schriftlich mit Zustim­
mung der BGL; zur Begründung erklärte er u. a„ der 
Kläger habe neuerdings erklärt, nicht an der Fortsetzung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses, sondern nur an Zahlungen 
Interesse zu haben. Der Kläger kündigte unter Bestreiten 
dieser Angaben seinerseits mit Schreiben vom 27. Juli 1956 
und forderte Gehaltsnachzahlung für die Zeit vom 1. Sep­
tember 1955 bis 5. August 1956. Die Konfliktkommission 
sprach ihm unter Abweisung der weitergehenden Forde­
rung für die Zeit von der Funktionsentziehung bis zum 
Tage des ersten Arbeitsangebots ein Monatsgehalt von 
498 DM brutto und für die weitere Zeit bis zu seinem end­
gültigen Ausscheiden einen „Ausgleichsbetrag“ von monat­
lich 66 DM brutto, nämlich den Unterschiedsbetrag zwi­
schen seinem früheren Gehalt und dem der angebotenen 
Stellung, zu. Diese Beträge zahlte ihm der Verklagte aus.

Auf die Anfechtungsklage des Klägers, der den gesamten 
Rest seines Gehaltes forderte, billigte das Kreisarbeits­
gericht H. die Auffassung der Konfliktkommission und 
sprach ihm lediglich auf Grund 'einer Berichtigung des 
Rechenergebnisses weitere 41 DM zu.

Auf die Berufung des Klägers hat das Bezirksarbeits­
gericht am 29. Januar 1957 den Verklagten zur Zahlung des 
vollen, mit 4291,80 DM brutto bezifferten Restgehalts ver­
urteilt, und zwar insbesondere deshalb, weil der zu Unrecht 
Gekündigte oder Entlassene nach § 13 KündVO nicht ver­
pflichtet sei, Arbeit an einem anderen Arbeitsplatz anzu­
nehmen, und zwar auch nicht in den Ausnahmefällen, in 
denen der grundsätzlich nicht mehr anwendbare § 615 BGB 
noch gelte.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts, der zur Aufhebung dieser Entschei­
dung und zur Zurückverweisung führte.

Aus den G r ü n d e n :
(Zunächst wird ausgeführt, daß die Verspätung der schrift­

lichen Festlegung der disziplinarischen Entlassung und ihrer 
Begründung zwar ein schwerwiegender Verfahrensverstoß sei, 
in diesem Fall aber nicht die Nichtigkeit der Disziplinarmaß- 
nahme herbeigeführt habe.)

Es ist zu prüfen, ob die auf den Einspruch des Be­
zirksstaatsanwalts vom Rat des Kreises, also im Ver­
waltungsweg, am 24. Juli 1956 beschlossene Aufhebung 
des Disziplinarbeschlusses vom 16. August 1955 zu einer

arbeitsrechtlichen und daher vom Arbeitsgericht zu be­
urteilenden Verpflichtung des Rates führt, dem Kläger 
den durch die aufgehobene Entlassung entstandenen 
Lohnausfall zu erstatten, und, wenn diese Frage grund­
sätzlich zu bejahen sein sollte, ob dieser Anspruch da­
durch beseitigt oder gemindert werden könnte, daß der 
Kläger ihm angebotene zumutbare Stellungen aus­
geschlagen hat.

Die Instanzgerichte sind von der anscheinend auch 
vom Generalstaatsanwalt geteilten Auffassung aus­
gegangen, daß in solchen Fällen auch bei Aufhebung 
einer disziplinarischen Entlassung entweder § 615 BGB 
oder § 13 KündVO anzuwenden sei — möglicherweise 
in gewissen Fällen die eine, in anderen Fällen die an­
dere Bestimmung. Das ist aber eine Vorfrage, die eben­
falls der Prüfung bedarf. Kommt man zu ihrer Ver­
neinung, so ist weiter zu erwägen, ob dem auf Grund 
einer gesetzwidrigen Disziplinarentscheidung Entlasse­
nen aus anderen Gründen ein Anspruch auf nachträg­
liche Lohnzahlung zusteht.

Es steht zunächst fest, daß ein Anspruch aus § 615 
BGB nur entstehen kann, wenn sich der Betrieb im 
„Annahmeverzug“ befindet. Diese Tatsache war nach 
dem System des BGB gegeben, wenn der Arbeiter oder 
Angestellte entgegen dem Arbeitsvertrag nicht beschäf­
tigt wurde, obwohl er seine Arbeitskraft zur Verfügung 
stellte. Die in Satz 2 dieser Bestimmung enthaltene 
Vorschrift, daß sich der „Dienstverpflichtete“ anrechnen 
lassen müsse, was er durch anderweitige Verwendung 
seiner Arbeitskraft erworben oder zu erwerben bös­
willig unterlassen habe, ist, soweit es sich um die bös­
willige Unterlassung handelt, eine Auswirkung des auch 
sonst das BGB und auch andere Rechtsvorschriften be­
herrschenden Grundsatzes, daß jedermann verpflichtet 
ist, sich nach Möglichkeit so zu verhalten, daß sich die 
Nachteile für seine Vertragsgegner und andere mit ihm 
in rechtlichen Beziehungen Stehende, die durch deren 
Fehler — abgesehen von vorsätzlichen unerlaubten 
Handlungen — entstehen, tunlichst vermindern (§§ 254, 
242 BGB).

Da die Beschränkung auf Böswilligkeit immerhin eine 
gewisse Einschränkung der den Arbeiter oder An­
gestellten belastenden - Anrechnung bedeutete, so kann 
sie nicht als derart extrem arbeiterfeindlich angesehen 
werden, daß jetzt ihre Anwendung oder die des § 615 
BGB überhaupt bereits aus diesem Grund als der Ver­
fassung (Art. 15 Abs. 1) widersprechend unmöglich 
wäre. Daß die Vorschrift den Klasseninteressen der 
Bourgeoisie diente, ist eine die gesamte damalige Ge­
setzgebung beherrschende Tatsache, die der Anwendung 
dieser Vorschrift mit einem neuen Inhalt nicht ent­
gegenstehen würde. Der neue Inhalt würde darin zu 
erblicken sein, daß böswillige Ablehnung einer an­
gebotenen zumutbaren Stellung heute ganz überwiegend 
staatliche Organe und sozialistische Betriebe (Verwal­
tungen, VE-Betriebe, Betriebe sozialistischer Genossen­
schaften) schädigen würde, feedenken gegen die An­
wendbarkeit des § 615 BGB könnten vielmehr grund­
sätzlich nur daraus hergeleitet werden, daß nach heu­
tiger Auffassung die vertragswidrige Unterlassung der 
Beschäftigung eines Arbeiters oder Angestellten keinen 
Annahmeverzug darstellt, weil der Betrieb, wie das 
Bezirksarbeitsgericht zutreffend hervorgehoben hat, 
grundsätzlich zur Beschäftigung, nicht nur zur Lohn­
zahlung verpflichtet ist. Dies ist als Grundrecht in der 
Verfassung ausgesprochen.

Nach Art. 15 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung ist das Recht 
auf Arbeit verbürgt. Diese Rechtsnorm ist in § 1 Abs. 1 
des Gesetzes der Arbeit wiederholt. Hier wird ausdrück­
lich bestimmt, daß das Recht auf Arbeit ein Recht jedes 
Bürgers ist. Es handelt sich also nicht nur um ein 
Recht auf Erwerb aus Arbeit, sondern um ein Recht 
auf Arbeit als solche — deren Entgelt wiederum nach 
Art. 18 Abs. 2 der Verfassung der Leistung entsprechen 
und dem Werktätigen und seinen unterhaltsberechtigten 
Angehörigen ein menschenwürdiges Dasein gewähr­
leisten muß —. Dieses Recht hat also auch der Bürger, 
dessen Unterhalt auf anderer Grundlage, z. B. aus Er­
sparnissen in Verbindung mit einer Sozialversiche­
rungsrente, ausreichend gedeckt werden könnte. Es ist 
eine Auswirkung des Rechtes des Bürgers, nach seinen 
Kräften und Fähigkeiten am Aufbau des Sozialismus 
mitzuarbeiten. Dieser in den erwähnten Gesetzesstellen
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